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Stellungnahme des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband 
Thüringen e.V. (BUND Thüringen) im Rahmen der Beteiligung der Behörden sowie der 
Öffentlichkeit zum 2. Entwurf des Regionalplans Südwestthüringen 
Öffentliche Bekanntmachung im ThürStAnz. Nr. 18/2026  
 
 
 
GLIEDERUNG DER STELLUNGNAHME 

A. Grundsätzliche Anmerkungen 
B. Anmerkungen zu einzelnen Kapiteln bzw. Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 

des vorgelegten 2. Entwurfs zur Fortschreibung des Regionalplans Südwestthüringen 
(der Gliederung des Regionalplans folgend) 

 
 
A. Grundsätzliche Anmerkungen 
 
Der BUND Thüringen nimmt die Entscheidung der regionalen Planungsgemeinschaft Südwest-
thüringen, den Regionalplan aktuell in allen seinen Inhalten und nicht allein im Hinblick auf die 
sich durch die erste Änderung des Landesentwicklungsprogramms ergebenden dringende An-
passungsbedarfe zur Ausweisung von Windenergieflächen fortzuschreiben, zur Kenntnis und 
hat seine Stellungnahme entsprechend abgefasst. 
Wie in den nachstehenden Punkten noch näher ausgeführt, sind wir allerdings der Auffassung, 
dass die Fortschreibung der Ausweisung von Windenergieflächen zur fristgerechten Erfüllung 
der - durch den LEP regionalisierten - Flächenbeitragswerte nach dem Windenergieflächenbe-
darfsgesetz des Bundes gegenüber anderen Fortschreibungserfordernissen Priorität haben 
sollte, um: 
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a) die Flächenbereitstellung für den Ausbau der erneuerbaren Energien als wichtigen Teil einer 
Energiewende und Beitrag zur Energiesouveränität der Bundesrepublik Deutschland zu ge-
währleisten, und 
b) die sich bei Verfehlung der fristgerechten Meldung ausreichender Flächenbeitragswerte aus 
dem Bundesrecht ergebende Konsequenz einer flächendeckenden baurechtlichen Privilegie-
rung von Windenergieanlagen zu vermeiden. 
 
Im Hinblick auf diese Priorisierung bitten wir Sie, nach Eingang und einer ersten Auswertung 
aller Stellungnahmen zum 2. Entwurf der Regionalplan-Fortschreibung zu prüfen, ob das Ziel 
einer gesamthaften Fortschreibung des Regionalplans voraussichtlich fristgerecht, d.h. mit ei-
ner Verbindlicherklärung mindestens der Festlegungen zur Windenergie, zum 31.12.2027, der 
Frist für das Zwischenziel nach dem Wind-an-Land-Gesetz, erreicht werden kann. 
Sollten sich hieran Zweifel ergeben wäre unsere Bitte, dem Vorbild der anderen regionalen Pla-
nungsgemeinschaften folgend das Verfahren ggf. auf einen Teilregionalplan „Wind“ kon-
zentriert weiter zu verfolgen, um durch die thematische Beschränkung den Umfang von Kon-
flikten und notwendigen Abstimmungen zu vermindern und eine Beschleunigung des Verfah-
rens zu erreichen. 
 
Aus unserer Sicht spricht hierfür auch, dass das TMIKL Überlegungen zu einer weiteren Fort-
schreibung des die Grundlage der Regionalpläne bildenden Landesentwicklungsprogrammes 
(LEP) anstellt:  Da das TMIKL in der Einladung zur nächsten Sitzung des Landesplanungsbei-
rates zudem die Frage notwendiger Fortschreibungen des LEP auf die Tagesordnung gesetzt 
hat gehen wir davon aus, dass eine Gesamtfortschreibung des Regionalplans Südwestthürin-
gen Gefahr läuft, in kurzer Zeit durch die rahmensetzenden Vorgaben eine fortgeschriebenen 
oder in Fortschreibung befindlichen LEP überholt zu werden. Hinzu kommt, dass auch aus un-
serer Sicht das 2014 beschlossene und inhaltlich noch davor konzipierte LEP 2025 in verschie-
denen Punkten aktualisierungsbedürftig ist. 
Ein Beispiel hierfür sind die durch das LEP 2025 beschränkten Möglichkeiten zur Darstellung 
des Biotopverbundes im Regionalplan, auf die Sie in Ihrer ausführlichen Stellungnahme an die 
Obere Naturschutzbehörde vom 04.02.2026 (Beschluss-Nr.: 01/441/2026) und - dem Rechts-
stand entsprechend zutreffend - hingewiesen haben. Aus der Sicht des BUND wäre hier aber 
eine Anpassung der Vorgaben des LEP für die Darstellung des Biotopverbundes in der Regio-
nalplanung nötig, um den Vorgaben des Naturschutzrechts in Bund und Land sowie des ThL-
PlG zur Integration des Landschaftsrahmenplanes in den Regionalplan ausreichend Rechnung 
tragen zu können. 
 

 



 

B. Anmerkungen zu den einzelnen Kapiteln der vorgelegten 2. Fortschreibung des 
Regionalplans Südwestthüringen 
 
Zu Kapitel 2.2 - Sicherung des Kulturerbes im Rahmen der Kulturlandschaftsentwick-
lung  
G 2-9 Siedlungen mit regionaltypischen und die Landschaft prägenden Erscheinungs-
bildern 

 
Zu den regionaltypischen Siedlungen und prägenden Erscheinungsbildern gehören auch die 
Rodungsinseln des Westlichen Thüringer Waldes. Diese werden aufgrund veränderter Nut-
zungsformen aber nicht mehr immer als solche in ihrer Ausprägung erhalten. Insbesondere 
bei kleinflächig strukturierten Wald-Feld-Übergängen ist deutlich eine zunehmende Nutzungs-
aufgabe und Wiederbewaldung zu verzeichnen. Das führt mit einsetzender Sukzession der Ve-
getation zu einer langfristig deutlichen Veränderung der typisch überbrachten Landschaftsfor-
men. Eine Nutzung über intelligente Förderkonzepte sollte konzertiert erfolgen. Zu nennen wä-
ren z.B. Teile der Fluren von Etterwinden, Clausberg, Wilhelmsthal und Wolfsburg-Unkeroda. 
Hier sollten Maßnahmen der Regionalplanung den Erhalt von Eigenart und Schönheit der Land-
schaft unterstützen.  
 
Forderung: 
G 2-9 sollte um einen zusätzlichen Anstrich ergänzt werden: „die kleinflächigen Feld-Wald-
Übergänge der Fluren von Etterwinden, Clausberg, Wilhelmsthal und Wolfsburg-Unkeroda sol-
len durch gezielte Maßnahmen der Regionalförderung in der überbrachten Eigenart mittels ge-
eigneter finanzieller Förderungen der anliegenden Landnutzer dauerhaft erhalten werden. Der 
Waldrandgestaltung kommt dabei eine besondere Bedeutung zu.“ 

 
Zu Kapitel 2.3.1, Z 2-2 Vorranggebiete Großflächige Industrieansiedlungen - IG-1 Ei-
senach-Kindel 
sowie auch Umweltbericht Nr. 1.2.2 

 
Die Ausweisung erfolgt aufgrund der verbindlichen Vorgaben aus dem Ziel 4.3.1 Z des LEP 
2025. Der Umweltbericht zum Regionalplan bewertet die Ausweisungen aufgrund der Vorga-
ben als „alternativlos“. 
 
Der BUND nimmt dazu, auch aufgrund der bisherigen Stellungnahmen in Bauleitplanverfahren, 
wie folgt Stellung: Das Industriegebiet Eisenach-Kindel basiert auf Planungsgrundlagen aus 
den 1990er Jahren. Im Rahmen der Planung des Flächennutzungsplanes wurden bereits eine 
ausführliche Stellungnahme abgegeben, warum eine Erweiterung des Industriegebietes weder 
tragbar noch rechtlich durchsetzbar wäre. Zudem wurde zahlreiche Planungsfehler angespro-
chen, die im weiteren Vorgehen bisher nicht behoben werden konnten (kein aktueller Entwurf 
in der Auslegung). Bei den Planungsgrundlagen aus den 1990er Jahren wurde zusätzlich fest-
gestellt, dass artenschutzrechtliche Belange nicht ausreichend und gemäß neuen geltenden 
Rechtsvorschriften betrachtet wurden. 
 



 

Das Industriegebiet befindet sich an einem Standort, welcher insbesondere eine sehr hohe Be-
deutung als Verbindungskorridor zwischen den FFH-Gebieten „Südlicher Kindel“ und „Hainich“ 
hat und zum Randbereich des Nationalparks Hainich zählt. Auf dieser Grundlage kommen zahl-
reiche geschützte und z.T. auch sehr seltene Arten in dem Gebiet vor, weswegen schon allein 
die eigentliche Ausweisung des Industriegebietes in den 1990er Jahren einen massiven Ver-
stoß gegen zahlreiche rechtliche Vorschriften und artenschutzrechtliche Bestimmungen dar-
stellt. Da zusätzlich im FNP-Verfahren die Alternativenprüfung niemals vom Vorhabenträger 
veröffentlicht wurde, kann davon ausgegangen werden, dass bestehende relevante Planungen 
einbehalten werden und somit das Gesamtbild der Planung nicht transparent ist. Die Betrof-
fenheit der Schutzgüter in diesem Bereich ist als sehr hoch zu werten, weswegen das Indust-
riegebiet an diesem Standort unter keinen Umständen weiterentwickelt werden darf (und ei-
gentlich auch nicht hätte entstehend dürfen). 
 
Forderung: 
Der BUND Thüringen lehnt die regionalplanerische Festlegung eines IG-1 Eisenach-Kindel über 
den durch eine verbindliche Bauleitplanung oder tatsächliche Bebauung gesicherten Umfang 
hinaus - und damit im Hinblick auf die Funktion der raumordnerischen Ausweisung vollständig 
- ab. Dieses Beispiel ist einer der Gründe, warum wir - wie eingangs dieser Stellungnahme an-
gemerkt - von einer vollständigen Fortschreibung des Regionalplans zu diesem Zeitpunkt ab-
raten und zuvor eine Überarbeitung des in Teilen veralteten Landesentwicklungsprogramms 
2025 aus dem Jahre 2014 fordern. 

 
IG-5 Sonneberg-Süd  
Neben dem bereits im derzeit gültigen Regionalplan dargestellten Industriegebiet (RIG-6) ist 

eine nochmalige großräumige Erweiterung in Richtung des Ortsteiles Heubisch (Gemeinde Fö-

ritztal) mit der jetzigen Bezeichnung IG-5 vorgesehen. Der BUND lehnt diese zusätzliche und 

überzogene Flächenerweiterung ab. Es handelt sich um die ertragreichsten Böden im Land-

kreis Sonneberg. Die Inanspruchnahme dieser landwirtschaftlichen Nutzflächen führt zu einer 

weiteren Zersiedlung der bisher unbebauten Landschaft. In diesem Zusammenhang sehen wir 

die Nutzung von Altstandorten auch im Stadtgebiet von Sonneberg als noch nicht erschöpft. 

Die in Anspruch zu nehmende Bereiche sind vor allem für rastende Zugvögel äußerst wichtig. 

Gerade auf dem Frühjahrsdurchzug trifft man auf den Flächen große Vogelansammlungen an, 

die bei Schlechtwetterereignissen teilweise mehrere Tage hier zur Nahrungssuche verweilen, 

bevor sie dann über den Thüringer Wald weiterziehen können.  

Diese Zugvogeltraditionen im Bereich der „Linder Ebene“ lassen sich bereits aus der histori-

schen Literatur (z.B. Prof. Adam Brückner, Die Tierwelt des Coburger Landes, 1926) entneh-

men. Die Flächen wurden zudem aufgrund ihrer Bedeutung in die Vogelzugkarte Thüringen 

(Stand 2009) aufgenommen.  

Wir möchten auf § 10 Bundesnaturschutzgesetz verweisen, wonach raumbedeutsame Natur-

schutzplanungen (zudem zu beachtenden artenschutzrechtlichen Erfordernissen für zum Teil 

bestandsbedrohte, europäisch geschützte Zugvögel) bereits im Rahmen der Raumordnungs-

planung zu berücksichtigen sind. Ein Vorrang für die nochmalige Industriegebietserweiterung 

erschließt sich unserem Naturschutzverband nicht.  



 

Teilweise betragen die rastenden Schwärme beispielsweise beim Kiebitz (Rote Liste Thürin-

gen, Kategorie 1 – vom Aussterben bedroht, europarechtlich streng geschützt) mehrere tau-

send Tiere. Die zudem in diesem Landschaftsraum überwinternden Greifvogelarten Kornweihe 

und Rauhfußbussard zählen ebenfalls zu den streng geschützten Arten. Die Flächen sind wei-

terhin Brutstandort von Vogelarten der offenen Feldflur (z.B. Feldlerche, Rebhuhn, Goldammer, 

Schafstelze).  

 

Zu Z 3-4 Vorranggebiete „Windenergie“ 
 
1. Grundsätzliche Aspekte, Anmerkungen zur Begründung 
 
Der BUND Thüringen begrüßt die Absicht der Regionalen Planungsgemeinschaft, die Inhalte 
zur Steuerung der Windenergie im Regionalplan Südwestthüringen entsprechend den Vorga-
ben aus der Ersten Fortschreibung des Landesentwicklungsplans Thüringen 2025 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen Nr. 12/2024 vom 30. August 2024) zu über-
arbeiten, um den für den Klimaschutz unverzichtbaren Ausbau der erneuerbaren Energien als 
Beitrag zur Energiewende durch die Ausweisung raumordnerisch abgewogener Vorrangge-
biete zu unterstützen und, im Rahmen des mit den Instrumenten der Regionalplanung Mögli-
chen, einen Ausgleich mit anderen Belangen herbeizuführen. 
Damit würden sowohl die Planungssicherheit auf Seiten der Investoren in Windenergieanlagen 
verbessert als auch andere Belange in einem Umfang berücksichtigt, wie dies allein im Geneh-
migungsverfahren nach den Rechtsänderungen des Bundes (u.a. in dem als Artikelgesetz aus-
gestalteten „Wind-an-Land-Gesetz“ in den Jahren 2022 und 2023, und zuletzt mit dem „RED III-
Umsetzungsgesetz“ vom 12.08.2025 in vielen Fällen nicht mehr möglich ist – und dies unter 
Wahrung der für die Energiewende wichtigen bundesweiten Ausbauziele aus dem „Windener-
gieflächenbedarfsgesetz - WindBG“ des Bundes. 
 
In der Umsetzung des Windenergieflächen-Bedarfsgesetzes des Bundes hatte das damalige 
TMIL in einer Ersten Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms Thüringen (LEP) 
(https://infrastruktur-landwirtschaft.thueringen.de/unsere-themen/strategische-landesent-
wicklung-und-demografie/teilfortschreibung-landesentwicklungsprogramm/stufe-3-1-ent-
wurf-lep) die vom Bund fachrechtlich vorgegebenen Zielwerte in Form von als Ziel der Raum-
ordnung für die Planungsregionen verbindlichen Flächenvorgaben (5.2.7 Z des LEP) so auf die 
vier Planungsregionen in Thüringen verteilt, dass sich für Südwestthüringen folgende Auswei-
sungsbedarfe ergeben: 
 
31.12.2027 (Zwischenziel) in ha und Anteil Planungsregionsfläche (jeweils gerundet):  
6.899 ha (1,7 %)  
31.12.2032 (Gesamtziel) in ha und Anteil Planungsregionsfläche (jeweils gerundet):  
8.432 ha (2,0 %) 
 
In seiner Stellungnahme an die Oberste Landesplanungsbehörde zur Ersten Änderung des Lan-
desentwicklungsplans hatte der BUND Thüringen bereits deutlich gemacht, dass die vom TMIL 
in einem GIS-Modell hergeleitete Verteilung der Vorrangflächen auf die Regionen zwar nicht 
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im flächenkonkreten Detail, aber anhand der dargelegten Kriterien grundsätzlich nachvollzieh-
bar und plausibel sei. Mit dieser Verteilung innerhalb des Freistaates kommt auf die Region 
Südwestthüringen eine bezogen auf die Anforderungen für die gesamte Bundesrepublik durch-
schnittliche und bezogen auf Thüringen leicht unterdurchschnittliche Verantwortung zur Flä-
chenbereitstellung für die Windenergie zu. Entsprechend sind die dadurch zu erwartenden Be-
lastungen des Raumes einzuordnen. 
Damit einher gehen allerdings auch wirtschaftliche Chancen: Bei entsprechender Eigeninitia-
tive und Umsetzung durch Region, Gemeinden, Bürger(-Genossenschaften) oder lokalen Be-
triebe können die durch kommunale Steuern und das Thüringer Gesetz über die Beteiligung 
von Gemeinden an Windparks (ThürWindBeteilG) vom 2. Juli 2024 (siehe https://landes-
recht.thueringen.de/bsth/document/jlr-WindPB%C3%BCBGTHpP4) gesetzlich geregelten Vor-
teile noch deutlich gesteigert werden. Diese Chancen gilt es für die Region zu nutzen. 
 
Grundsätzlich ist der BUND - zusammen mit anderen Umweltverbänden - der Auffassung, dass 
im Hinblick auf den Klimaschutz, eine auch im übrigen umweltverträgliche und nachhaltige 
Stromerzeugung und - nicht zuletzt im Hinblick auf die Energiepreise - die Umstellung der 
Stromerzeugung auf erneuerbare Energien, weiter fortgeführt und eher beschleunigt als ge-
bremst werden muss. Ausführlich dargestellt werden die Gründe hierfür in einer aktuellen Ana-
lysen zur Bedeutung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien für die Erreichung der Klima-
schutzziele (siehe https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/klima-

wandel/reduktion-ausbau-erneuerbare-energien-risiko-klimaschutz-bund.pdf) und einem Posi-
tionspapier zum Einfluss der erneuerbaren Energien auf den Strompreis (siehe 
https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/energiewende/Strom-
preise-Positionspapier-BUND-2025.pdf ), jeweils vom Juli 2025. 
 
Hinsichtlich der Möglichkeiten, eine klimaschonende und regionale Energieversorgung sicher-
zustellen ist darauf hinzuweisen, dass die Vorrangflächen für Windenergie in der Regionalpla-
nung nach den Vorgaben des Windflächenbedarfsgesetzes Mindestflächen sind und zudem 
nun, anders als früher, keine raumordnerische Ausschlusswirkung mehr haben, sondern wei-
tere Flächen z.B. auf dem Wege einer sachgerecht abgewogenen kommunalen Bauleitplanung, 
möglich sind.  
 
Eine Schwäche der vorliegenden Planung ist, dass wichtige umwelt- und energiepolitische 
Ziele in der Konzeption der Planung und der Abwägung über die Vorrangflächen keinen Ein-
gang gefunden haben. Für eine umfassende Abwägung und die Minimierung der Auswirkun-
gen auf Natur und Landschaft, die Erholung, die Versiegelung von Böden und andere Umwelt-
funktionen fehlen im Plan und der Umweltprüfung die Berücksichtigung der Verkehrsanbin-
dung der Vorranggebiete und von ggf. erforderlichen neuen Erschließungswegen und Netzan-
schlüssen (z.B. bzgl. Schutzgut Boden, breite Schneisen in Waldbereichen), die insbesondere 
bei abgelegenen Standorten in Waldgebieten einen erheblichen Anteil an den negativen Um-
weltfolgen eines Projektes haben können. 
 
Wir verkennen nicht die Schwierigkeiten, dies auf der Ebene der Regionalplanung zu ermitteln 
und zu berücksichtigen. Sofern dies nicht mehr möglich ist, sollten zumindest in der Begrün-
dung Hinweise auf die Notwendigkeit einer Minimierung der Auswirkungen der verkehrlichen 
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und netztechnischen Erschließung durch die Standortwahl für die WEA innerhalb des Vorrang-
gebietes ergänzt werden. 
 
Vorgeschädigte Waldbereiche ("Kalamitätenwald") sind insbesondere in großen, zusammen-
hängenden hochwertigen Waldarealen kein allein eine Standortentscheidung tragendes Argu-
ment. Es ist zu bedenken, dass hier durch Aufforstung, Waldumbau und Zulassen der natürli-
chen Sukzession durchaus wieder ein höherer ökologischer Wert geschaffen werden kann, 
ebenso wie regelmäßig Nadelholzforsten im Rahmen einer üblichen forstwirtschaftlichen Nut-
zung kleinflächig, also in der Dimension eines WEA-Standortes, eingeschlagen werden. Bei der 
Standortauswahl für die Vorranggebiete ist daher nicht die Frage der Bestockung allein, son-
dern die Lage im räumlichen Kontext, auch im Hinblick auf die umgebenden Waldbestände und 
den Erschließungsaufwand, zu betrachten. 
 
Planerische Ziele sollten in weiteren Verfahren, insbesondere bei den Genehmigungen der ein-
zelnen WKA sein: 
• Einhaltung der Regel- und Schutzabstände 
• optimale Standortbedingungen 

o kurze Wege zum Netzanschluss (Anschlusskosten reduzieren) und lastnahe 
Verteilung  

o regionale Einbindung statt reiner Einspeisung 
o Nähe zu Abnehmern (Einbindung in kommunale Planungen), Beteiligungsmodelle, 

dadurch Toleranz und Akzeptanz der Vorhaben  
• intensive, umfassende und vollständige Einzelfallprüfung bei den Bauanträgen der 

einzelnen WKA, insbesondere Umweltprüfung / Artenschutz, Zulassungsverfahren nach 
BImSchG 

• Festsetzung von Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen bzgl. der Schutzgüter 
 

2. Zum Kriterienkatalog 
 
Die Ausführungen der Begründung zur Herleitung der Vorranggebiete „Windenergie“ ein-
schließlich des Kriterienkatalogs in Anlage 1 sind sachlich gut nachvollziehbar und plausibel.  
Die vorgeschlagenen Kompromisse bezüglich der Belange von Natur-, Landschafts- und Arten-
schutz beim Ausbau der Kapazitäten für die Windenergieerzeugung können von uns grund-
sätzlich nachvollzogen werden. In Teilen sehen wir allerdings bedenkliche Einschränkungen 
der Artenschutzbelange. Wir erinnern in diesem Zusammenhang daran, dass sich für unser 
Land aus der EU-Gesetzgebung zum Artenschutz und zum Schutzgebietssystem „Natura 
2000“ konkrete Verpflichtungen zu Schutz und Entwicklung bedrohter Arten ergeben, zum Bei-
spiel für Arten wie Rotmilan, Bechsteinfledermaus, Großes Mausohr und Mopsfledermaus. 
Man kann notwendige Artenschutzmaßnahmen nicht allein auf die Flächengrenzen der für 
Windenergieanlagen (bisher) ausgeschlossenen Natura 2000-Schutzgebiete und deren unmit-
telbare Nachbarschaft reduzieren. 
 
Ebenso geben wir zu bedenken, dass die Regionalplanung Regelungen des Fachrechts, die for-
mal auf der Genehmigungsebene gelten (z.B. Artenschutzrecht), insoweit berücksichtigen und 



 

ggf. beachten muss, als sie für die Umsetzbarkeit regionalplanerischer Festsetzungen erheb-
liche oder unüberwindbare Hindernisse bilden würde. Andererseits wäre es abwägungsfehler-
haft, über solche bindenden Regelungen hinausgehende, im Vorsorgebereich liegende Steue-
rungsmöglichkeiten, z.B. die Schutzziele der Landschaftsschutzgebiete, in der regionalplane-
rischen Abwägung nicht zu betrachten - soweit die vorgegebenen Planungsziele dadurch nicht 
in Frage gestellt werden. 
 
An die Stelle des unbestimmten Rechtsbegriffs „substanziell Raum geben“ zur Definition des 
notwendigen Umfangs der Flächenausweisung, sind durch das WindBG und entsprechende 
Anpassungen im BauGB und ROG feste Zielvorgaben für die Bundesländer eingeführt worden, 
die durch die Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms auf die Planungsregio-
nen „heruntergebrochen“ werden. Diesen Rahmen stellt der BUND Thüringen nicht in Frage und 
hat dies auch in seinen Stellungnahmen zu der ersten Fortschreibung des LEP 2025 an die 
oberste Landesplanungsbehörde zu Ausdruck gebracht. 
 
Eine systematische und vollständige Überprüfung der Einzelabwägung zu den Vorranggebie-
ten auf die Betroffenheit von Umwelt- und Naturschutzbelangen war uns im Rahmen der Stel-
lungnahme nicht möglich. In die Stellungnahme zu einzelnen Gebieten eingeflossen sind Bei-
träge regionaler Gruppen und Mitglieder vor Ort. Wir bitten darüber hinaus darum, generell ent-
sprechende Hinweise der Naturschutzbehörden, der anerkannten Naturschutzverbände sowie 
auch von naturkundlichen Fachgesellschaften und Einzelpersonen in der Abwägung über den 
Teilregionalplan zu berücksichtigen. 
 

3. Windenergieanlagen im Wald  
 
Als Standorte für Windenergieanlagen im Wald kommen nach Auffassung des BUND insbe-
sondere solche Flächen in Frage, in denen eine Bestockung mit Bäumen aktuell fehlt, durch 
Waldschäden (absehbar) abgängig ist, oder, insbesondere bei nicht standortgemäßen Nadel-
wald-Kulturen, ohnehin absehbar zur forstlichen Nutzung anstehen würde (absehbare Hiebs-
reife) und eine dauerhafte Bewaldung bzw. eine vollständige Wiederbewaldung nicht wegen 
besonderer Waldfunktionen erforderlich ist. Die Art des Waldeigentums (Staats-, Kommunal-, 
Körperschafts- und Privatwald) ist aus umwelt- und energiepolitischer Sicht dabei kein geeig-
netes Auswahlkriterium. 
 
Außerdem befürwortet der BUND, bei der Abwägung über Windenergiestandorte im Wald, Ge-
biete in wenig erschlossenen Regionen, etwa den großräumig unzerschnittenen, störungsar-
men Räumen (lt. Erläuterung in Nr. 2.3 des Kriterienkatalogs, in LSG teilweise berücksichtigt), 
möglichst unangetastet zu belassen und – unter Berücksichtigung der Bauabstände nach dem 
Straßenrecht – Anlagen möglichst in durch Verkehrstrassen vorbelastete Korridore zu lenken. 
 
Zur Frage des - auch verbandsintern intensiv diskutierten - Ausschlusses von Windenergiean-
lagen im Wald hat die Mitgliederversammlung des BUND auf Bundesebene im Jahr 2019 fol-
genden Beschluss gefasst: 
  
„Ausschlussflächen für Windkraft in besonders schützenswerten Wäldern 



 

Der BUND definiert in seinen Positionen 56 (Windkraft und Naturschutz) und 57 (Lebendige Wäl-
der) Ausschlussflächen für Windkraft: Naturschutzgebiete, Nationalparke, Biosphärenreservate 
(Zone I und II), Naturwaldreservate, geschützte Biotope sowie die FFH- und Vogelschutzgebiete 
des europäischen Schutzgebietsnetzwerks Natura 2000 sollen ausgeschlossen werden. Diese 
Flächen überlagern sich in weiten Teilen. Sie entsprechen zusammengenommen und bereinigt 
von Überschneidungen 28 % der Waldfläche Deutschlands (ohne die Naturwaldreservate, die je-
doch wenig Fläche ausmachen). 
 
Neben den in den bestehenden BUND-Positionen aufgeführten Ausschlussflächen sollten 
auch Wälder in Wildnisgebieten im Sinne der Nationalen Biodiversitätsstrategie, Wälder, die 
als UNESCO Weltnaturerbe oder Weltkulturerbe ausgewiesen sind, standortgerechte Wälder 
mit einem Bestandsalter von über 100 Jahren (24%, BWI3), naturnahe oder sehr naturnahe 
Wälder (36%, BWI3) sowie Wälder in anderen Schutzgebieten, wenn durch Windkraft der 
Schutzzweck gefährdet wird, ausgeschlossen werden.“ Siehe https://www.bund-nrw.de/mel-
dungen/detail/news/bund-beschluss-windenergieanlagen-im-wald/  
 
Diese Positionen des BUND finden sich – wenn auch wohl nicht direkt, so doch als Ergebnis 
eigener fachlicher Überlegungen der Regionalplanung und von Beiträgen der Naturschutz- und 
Forstverwaltung – im Kriterienkatalog zur Herleitung der Vorranggebiet für Windenergie in der 
vorliegenden Fortschreibung des Regionalplans Südwestthüringen im Wesentlichen wieder. 
Der abstrakte Kriterienkatalog der Regionalen Planungsgemeinschaft zur Auswahl der Wind-
vorranggebiete ist aus Sicht des BUND daher grundsätzlich sachgerecht - auch wenn nachste-
hend Einzelfallentscheidungen bei der Anwendung dieser Kriterien kritisiert werden und die 
Anwendung der Kriterien auch im Übrigen natürlich teils zu Konflikten mit Belangen von Natur-
schutz- und Landschaftspflege führen - die im Hinblick auf das Ziel einer klimafreundlichen 
Versorgung mit erneuerbaren Energien nur zu minimieren, aber im Übrigen hinzunehmen sind. 
 
Einen vollständigen Ausschluss von Waldflächen als Windenergiestandorte fordert der BUND 
dagegen im Hinblick auf den zum Schutz des Klimas notwendigen Ausbau der Nutzung erneu-
erbarer Energien nicht. Die Abwägung mit anderen Belangen, auch der Schutzabstände zur 
Wohnbebauung - unter Beachtung der regionalen Gegebenheiten in der Regional- und ggf. Bau-
leitplanung erfolgen.  
 

4. Abschichtung von auf der Ebene des Regionalplans nicht oder nicht effizient be-
wältigbarer Konflikte auf die Ebene der Genehmigung und die Problematik der Be-
schleunigungsgebiete nach § 28 ROG 
 
Grundsätzlich ist anzuerkennen, dass im Maßstab eines Regionalplans, über dessen Festle-
gungen von Vorranggebieten auf der Basis der öffentlich und bei den Fachverwaltungen vor-
liegenden Daten und ohne Kenntnis der konkreten Standorte der künftigen Windenergieanla-
gen und ihrer Erschließung und Netzanbindung entschieden werden muss, manche absehba-
ren oder denkbaren Konflikte nicht entscheidungsreif konkretisiert werden können. In anderen 
Fällen können auf bekannte Konflikte mit den Mitteln des Regionalplans nicht effizient bewäl-
tigt werden, weil der Regionalplanung die Instrumente fehlen, z.B. kleinräumige Festlegungen 
oder Ausschlussbereiche für Standorte von Anlagen zu treffen oder auf die Gestaltung oder 

https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/fuer-einen-natur-und-umweltvertraeglichen-ausbau-der-windenergie/
https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/lebendige-waelder/
https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/lebendige-waelder/
https://www.bund-nrw.de/meldungen/detail/news/bund-beschluss-windenergieanlagen-im-wald/
https://www.bund-nrw.de/meldungen/detail/news/bund-beschluss-windenergieanlagen-im-wald/


 

den Betrieb der Anlagen einzuwirken. In beiden Fällen kann es sinnvoll und zulässig sein, eine 
Abwägung, ohne diese Details zu treffen und die Lösung der Konflikte im Detail dem nachge-
lagerten Genehmigungsverfahren mit seinen vertieften Prüfmöglichkeiten und Nebenbestim-
mungen zu überlassen. Denn obwohl Vorranggebiete als Ziele der Raumordnung „landespla-
nerische Letztentscheidungen“ sind, sind sie nur im raumordnerischen Maßstab das „letzte 
Wort“ und es gibt Raum für nachgelagerte Detailfestlegungen auf der Basis des einschlägigen 
Fachrechts, z.B. des Immissions- und Naturschutzrechts. 
 
Um die fehlerfreie Abwägung über solche Belange zu dokumentieren und ihre Berücksichti-
gung im nachgelagerten Verfahren sicherzustellen, sind solche Abschichtungen möglichst im 
Einzelnen in der Begründung zu den Regionalplanerischen Festsetzungen oder, soweit es Um-
weltbelange betrifft, im Umweltbericht zu dokumentieren. Dies ist im vorliegenden Plan auch 
mehrfach erfolgt, z.B. in der Begründung zu Nr. Z 3-4 unter der Überschrift „Freihaltezonen 
gemäß Kriterienkatalog, Ermittlung der Potenzialflächen und Einzelfallprüfung“, wo dargelegt 
wird, dass „Freihaltezonen mit einer Fläche kleiner als 5 ha [...] in den Vorranggebieten Wind-
energie nicht dargestellt, aber bilanziell aus der Fläche der Vorranggebiete Windenergie her-
ausgerechnet.“ werden. „Das Einbeziehen dieser Flächen in die Vorranggebiete Windenergie 
erfolgt vor dem Hintergrund des regionalplanerischen Maßstabes von 1:50.000. Der zeichneri-
sche Ausschluss ist in diesem Maßstab weder möglich noch erforderlich. Der Schutz ist auf 
der Ebene der Genehmigungsplanung durch entsprechende konkrete Standortwahl zu berück-
sichtigen.“ 
 
Mit dem „Gesetz zur Umsetzung von Vorgaben der Richtlinie (EU) 2023/2413 [„RED III“] für 
Zulassungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und dem Wasserhaushalts-
gesetz sowie für Planverfahren nach dem Baugesetzbuch und dem Raumordnungsgesetz, zur 
Änderung des Bundeswasserstraßengesetzes und zur Änderung des Windenergieflächenbe-
darfsgesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. I Nr. 189/2025, siehe 
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/189/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=3) 
wurden umfangreiche Regelungen zur Verfahrenserleichterung und -beschleunigung getrof-
fen. Unter anderem wurde festgelegt, dass – von wenigen Ausnahmen abgesehen - Windener-
giegebiete und damit auch alle Vorranggebiete für Windenergie, als Beschleunigungsgebiete 
nach § 6a des Windenergieflächenbedarfsgesetzes gelten bzw. dazu erklärt werden sollen. 
Dabei wird davon ausgegangen, dass im raumordnerischen Verfahren umfassende Umwelt- 
und ggf. Natura 2000-Verträglichkeitsprüfungen durchgeführt wurden und deshalb im nachge-
lagerten Genehmigungsverfahren auf vertiefte Prüfungen verzichtet werden kann. Der BUND 
Thüringen ist der Auffassung, dass in den Fällen, in denen wesentliche Konflikte mit Umwelt- 
und Naturschutzbelangen bei der Abwägung über Vorranggebiete für Windenergie – durchaus 
sachgerecht - zur Lösung auf das nachgeordnete Genehmigungsverfahren delegiert werden, 
diese Voraussetzungen nicht gegeben sind. Dasselbe trifft auf Vorranggebeite für Windenergie 
zu, bei denen eine solche Delegation von verbleibenden Konflikten nicht explizit erfolgt, aber 
objektiv relevante Konflikte in der regionalplanerischen Abwägung nicht berücksichtigt oder 
bewältigt wurden und damit, will man nicht ein Abwägungsdefizit auf der regionalplanerischen 
Ebene konstatieren, als implizit auf die nachgeordnete Ebene verlagert angesehen werden 
müssen.  
 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/189/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=3


 

Eine Erklärung dieser Vorranggebiete zu Beschleunigungsgebieten kommt dann nicht in Frage, 
weil ansonsten die Bewältigung der aufgegebenen Konflikte nicht mit der erforderlichen Prü-
fungstiefe erfolgen kann. Die Tatsache, dass diese Vorranggebiete keine Beschleunigungsge-
biete sind, beeinträchtigt ihre grundsätzliche raumordnerische Steuerungswirkung nicht, die 
Festlegung betrifft nur Inhalt und Form der nachgelagerten Genehmigungsverfahren. Die sach-
liche Alternative, diese Vorranggebiete aufgrund der Delegation von Konflikten auf nachgela-
gerte Verfahren als unzureichend abzulehnen, wäre demgegenüber unverhältnismäßig, würde 
wegen der festen Vorgaben des WindBG und des LEP neue Konflikte andernorts verursachen 
und den notwendigen Ausbau der erneuerbaren Energien nicht beschleunigen. Wir fordern die 
regionale Planungsgemeinschaft Südwestthüringen auf, die Vorranggebiete mit entsprechen-
den Lösungsvorbehalten für die nachgeordneten Verfahren in der Abwägungsdokumentation 
klar zu benennen und werden unsererseits bei einigen Gebieten explizit darauf hinweisen. 
 
Hinsichtlich der richtlinienkonformen Anwendung der Regeln des § 28 ROG zur Ausweisung 
von Beschleunigungsgebieten weise ich auf Nr. 26 der Erwägungsgründe zur Richtlinie (EU) 
2023/2413 (siehe https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202302413) hin, die Voraussetzungen für die Ausweisung von 
Beschleunigungsgebieten definiert (fette Hervorhebung BUND Thüringen): 
 
„Diese Gebiete sollten, nach Art der Technologie unterschieden, für die Entwicklung von Projek-
ten im Bereich Energie aus erneuerbaren Quellen besonders geeignet sein und sich dadurch 
auszeichnen, dass dort die Nutzung der jeweiligen Art der erneuerbaren Energie voraussicht-
lich keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt hat. Bei der Ausweisung von Beschleuni-
gungsgebieten für erneuerbare Energie sollten die Mitgliedstaaten Schutzgebiete vermeiden 
und Pläne zur Wiederherstellung der Natur und angemessene Minderungsmaßnahmen in Be-
tracht ziehen. […] Dabei sollten die Mitgliedstaaten anstreben sicherzustellen, dass die Größe 
dieser Gebiete insgesamt erheblich ist.“ 
 
Diese Kriterien sind mit dem vorliegenden Planentwurf noch nicht bei allen Vorranggebieten 
erfüllt und eine „insgesamt erhebliche“ Größe wird auch dann erreicht, wenn nicht alle an den 
Zielvorgaben des WindBG-Gesetzes orientierten Ausweisungen von Windvorranggebieten als 
Beschleunigungsgebiete ausgewiesen werden. 
 
6. Z 3.4 - Begründung Nr. 4 - Bilanz 
 
In der Bilanz wird dargestellt, dass der 2. Entwurf des Regionalplans Südwestthüringen mit der 
Ausweisung von 40 Vorranggebiete Windenergie mit insgesamt rd. 7.483 ha Fläche, was einem 
Anteil an der Regionsfläche von 1,8 % entspricht, zwar wie dargestellt das Zwischenziel des 
WindBG 31.12.2027 erreicht bzw. knapp übererfüllt. Das Gesamtziel von 8.432 ha bzw. 2,0 % 
der Planungsregionsfläche zum 31.12.2027 aber nicht erreicht, so dass innerhalb der nächsten 
drei bis fünf Jahre eine Fortschreibung des Regionalplans erforderlich sein wird. 
 
Es ist in diesem Zusammenhang auch darauf hinzuweisen, dass der Koalitionsvertrag der die 
Bundesregierung tragenden Parteien (https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koali-
tionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf) auf Seite 32 unverändert festlegt, dass der Ausbau 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202302413
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202302413
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf


 

der Windenergie weiter vorangetrieben werden soll und die Koalition die Flächenbedarfsziele 
für 2027 unverändert beibehalten will – erst die darüber hinaus gehenden Flächenziele bis 
2032 sollen nochmals evaluiert werden. Im Hinblick darauf, dass das Ergebnis einer solchen 
Evaluierung , nachdem es vorliegt, zunächst auch noch durch Änderungen des WindBG und 
des LEP rechtlich umgesetzt werden muss möchten wir betonen, dass eine weitere Fortschrei-
bung des Regionalplans Nordthüringen dann ggf. erheblich unter Zeitdruck geraten könnte und 
die Regionale Planungsgemeinschaft gut beraten wäre, weiter an der Analyse von geeigneten 
Potenzialflächen für die Windenergie zu arbeiten, die dann zu gegebener Zeit entsprechend 
den geltenden Flächen- oder Strommengenvorgaben als Vorranggebiete ausgewählt und gesi-
chert werden können. 
 
Hinsichtlich der vom BUND nachfolgend geforderten vollständigen Streichungen (ein Gebiet!) 
oder Überprüfungen und Korrekturen von Vorranggebieten gehen wir hinsichtlich der Flächen-
beitragswerte für das Zieljahr 2027 davon aus, dass die im LEP geforderten 1,7% der Landes-
fläche dennoch erreicht werden können - äußerstenfalls durch Hinzunahme weiterer Prüfge-
biete als Vorranggebiete. Da insoweit die (Vor-)Abwägung der Regionalen Planungsgemein-
schaft nicht bekannt ist und nicht im Einzelnen nachvollzogen werden kann sei hierzu nur all-
gemein angemerkt, dass seitens des BUND Thüringen der hohe Waldanteil an den Vorrangge-
bietsflächen bedenklich erscheint und der BUND für die Auswahl weiterer Vorranggebiete, auch 
im Hinblick auf das Flächenziel zum 31.12.2032, auf eine stärkere Berücksichtigung vorbelas-
teter Flächen entlang der A 71 und anderen hoch belasteten Straßen, nicht schutzbedürftiger 
Siedlungsbereiche (Industrie/Gewerbe) und generell im Offenland plädiert. Dabei sind die bis-
her vorgesehenen Siedlungsabstände und andere zwingende gesetzliche Voraussetzungen zu 
wahren.  
 

7. Stellungnahmen und Hinweise zu einzelnen Vorranggebieten, Darstellungen in der 
Raumnutzungskarte sowie zu Abwägungen zu den Gebieten und Aussagen im Um-
weltbericht 
 
Nachstehend werden – soweit aus der Sicht des BUND Thüringen erforderlich - Hinweise und 
Forderungen zu einzelnen – nicht allen - Vorranggebieten formuliert.  

 
Allgemeine Hinweise zur Betroffenheit von schlaggefährdeten Fledermausarten in 
den Vorranggebieten W-06, W-07, W-15, W-16, W-18, W-19, W-21, W-27, W-34 und 
W-36 und sich daraus ergebende Forderungen 

 
Naturschutzfachliche Betroffenheiten: 
Für die Genehmigungsverfahren sind nach unserer Kenntnis aufgrund der Erlasslage in Thürin-
gen nach wie vor die Empfehlungen der „Arbeitshilfe zur Berücksichtigung des Fledermaus-
schutzes bei der Genehmigung von Windenergieanlagen (WEA) in Thüringen“ (Institut für Tier-
ökologie und Naturbildung/TLUG 2015) anzuwenden. Diese wurde für die Offenlegung des Re-
gionalplan auch als „Zweckdienliche Unterlage“ mit veröffentlicht - aber bei Erstellung des hier 
vorliegenden Planungsentwurfs unseres Erachtens nicht konsequent und vollständig berück-
sichtigt. Bei mehreren Gebieten fehlt der wichtige Prüfschritt, die in der Arbeitshilfe (siehe S. 



 

39) geforderten Abstände zu bedeutenden Fledermausvorkommen einzuhalten. Dies muss be-
sonders für die weit ziehenden und vorrangig im Wald lebenden Arten Rauhhautfledermaus, 
Großer Abendsegler und Kleiner Abendsegler sichergestellt werden. Der Erhaltungszustand 
dieser Arten wird für Thüringen als schlecht eingeschätzt. Zu bekannten Fortpflanzungsquar-
tieren wird deshalb ein Sicherheitsabstand von 5000 Metern zu WKA gefordert. 
 
Die Daten, die dieser Planung zugrunde liegen, haben den Stand von 2015 und müssen anhand 
der aktuellen Daten im FIS-Naturschutz aktualisiert werden. Es müsste also für alle Vorrang-
gebiete eine aktuelle Datenabfrage im FIS-Naturschutz bezüglich bekannter Fledermausvor-
kommen im 5 km Radius erfolgen.  
 
Dieser Planungsschritt fehlt offensichtlich: Bei den durch WKA besonders gefährdeten Fleder-
mäusen hat unsere Prüfung ergeben, dass die Daten des hier bereits mehrfach zitierten Leit-
fadens bei der Planung der Vorranggebiete kaum eine Rolle gespielt haben. 
 
Was die Einhaltung von 5000 Meter-Pufferzonen für besonders schlaggefährdete Arten an-
geht, gibt es Konflikte bei W-06, W-07, W-15, W-16, W-18, W-19, W-21, W-27, W-34 und W-36 (s. 
Karte unten). Wir werden dieses bei den einzelnen Gebieten nicht mehr ausführlich anspre-
chen, bitten die Regionale Planungsgemeinschaft vielmehr, diese Problematik und die sich da-
raus ergebenden Forderungen aufgrund der hier vor die Klammer gezogenen Ausführungen 
systematisch abzuprüfen und in eine Abwägungsentscheidung umzusetzen. 
 
Forderungen: 
Soweit von Vorranggebieten für Windenergie die in der „Arbeitshilfe zur Berücksichtigung des 
Fledermausschutzes bei der Genehmigung von Windenergieanlagen (WEA) in Thüringen“ emp-
fohlenen Mindestabstände zu Fortpflanzungsstätten von Fledermausarten (5.000 m) unter Zu-
grundelegung aktueller (2025/2026) faunistischer Daten unterschritten werden, ist die Auswei-
sung bzw. Abgrenzung des Vorranggebietes im Hinblick auf die Einhaltung artenschutzrechtli-
cher Bestimmungen zu überprüfen. Diese Überprüfung ist im Abwägungsbogen zum Gebiet 
und im Umweltbericht zu dokumentieren: Sofern die Abstandsempfehlungen der „Arbeits-
hilfe...“ im Ergebnis einer Abwägungsentscheidung nicht eingehalten werden, ist im „Prüfbo-
gen...“ unter Nr. 2.21 und im Umweltbericht explizit darauf hinzuweisen. Wenn damit dieser 
(oder ein anderer artenschutzrechtlicher Konflikt nicht über eine veränderte Vorranggebiets-
ausweiseung im Regionalplan gelöst werden, ist auf die notwendige Bewältigung (i.d.R. durch 
Abschaltzeiten, alternativ durch Nachweis fehlender signifikanter Erhöhung des Tötungsrisi-
kos im Einzelfall) in den nachfolgenden Genehmigungsverfahren hinzuweisen. Solche Gebiete 
können dann keine Beschleunigungsgebiete werden, weil die Voraussetzung der Konfliktbe-
wältigung durch die Regionalplanung nicht gegeben sind - siehe hierzu die allgemeinen Aus-
führungen zu Beschleunigungsgebieten weiter oben. 

 
 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Vorranggebiet W-01 Dudelberg 
 
Forderung: 
Aufgrund der Nähe zum SPA- und FFH-Gebiet Hainich bitten wir die rechtlichen Bestimmungen 
und Grundlagen hinsichtlich Arten- und insbesondere Vogelschutz zu beachten - insbesondere 
im Hinblick darauf, dass die Flächen wichtige Zug- und Rastgebiete diverser Vogelarten und 
zudem Brutplätze für Wiesenbrüter darstellen. 
  
Der Prüfbogen zum Gebiet geht auf die Natura-2000-Belange bereits ein. Allerdings wird die 
Verträglichkeit der Ausweisung an diesem Standort mit den Natura 2000-Belangen weithin 
durch Plausibilitätsannahmen und nicht durch konkrete Untersuchungen und Nachweise ge-
stützt. Aus diesem Grund bedarf es auf der Ebene der Anlagengenehmigung einer Überprüfung 
dieser Annahmen und die - prinzipiell abschichtbaren Belange - können nicht als abschlie-
ßende Verträglichkeitsprüfung gelten. Eine Festlegung des Gebiets als Beschleunigungsgebiet 
ist daher ausgeschlossen. 

 
Vorranggebiet W-02 Craulaer Berg 
 
Naturschutzfachliche Betroffenheiten: 
Unmittelbar angrenzend an den südöstlichen Teil des Nationalparks Hainich, den halboffenen 
Lebensraum „Steinberg“, Nach unseren Kenntnissen beherbergt der direkt angrenzende Stein-
berg eine für Thüringen und weit darüber hinaus einmalige Avifauna. Selbstverständlich sind 
u.a. auch Arten der Entomofauna und Fledermäuse unmittelbar betroffen. Wir weisen in die-
sem Zusammenhang ausdrücklich auf die Gefährdung des Kleinen Abendsegler (Nyctalus leis-
leri) hin. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über nachgewiesene Vogelarten und erwart-
bare Konfliktstufen bzgl. naher Windkraftanlagen. 
 
Tabelle 1: Gefährdungsmatrix für ausgewählte Brutvogelarten des Nationalparks Hainich (Steinberg und Kindel) im 
Umfeld des geplanten Vorranggebietes für Windkraft 02 Craula / Reichenbach 

Art Relevanz Konflikt Rechtsgrundlagen 

Rotmilan hoch Ausschluss EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Sperbergrasmücke gering-mittel gering EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Baumfalke hoch hoch  EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Raubwürger hoch hoch  EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Neuntöter mittel mittel EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Schwarzkehlchen mittel gering EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Braunkehlchen hoch hoch EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Wendehals hoch hoch EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Waldohreule mittel mittel EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Sumpfohreule hoch hoch EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Kranich hoch Ausschluss EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Sperber mittel mittel EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Baumpieper gering gering EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

Grauammer hoch hoch EU-VRL Anhang I; § 44 BNatSchG 

 



 

Verstärkt wird die mit der Realisierung eines Windparks an dieser Stelle einhergehende Gefähr-
dung zahlreicher seltener geschützter Arten durch einen weiteren unseres Erachtens schwer-
wiegenden Faktor. Westlich des Steinbergs liegt mit dem Kindel ein zweiter Hotspot der Arten-
vielfalt des Nationalparks Hainich und Thüringens (auch von bundesweiter Bedeutung) mit 
weitgehend überschneidendem Vorkommen dieser Arten. Der geplante Windpark würde genau 
zwischen diesen Arealen errichtet (Vgl. Anlage 3). Damit erscheint eine im Kontext des Meta-
populationskonzepts katastrophale Erhöhung der Mortalitäten in relevanten Tiergruppen im 
Falle der Realisierung keineswegs unwahrscheinlich. Die räumlichen Beziehungen sind in 
nachstehendem, Kartenausschnitt dargestellt: 
 

Karte: Lage des geplanten Windvorranggebietes W 02 Craula / Reichenbach und der Halboffenen Lebensräume „Südlicher Kindel“ und „Steinberg“ 
im Nationalpark Hainich. BKP: Lage des Baumkronenpfadturmes. 

 
Aufgrund der Nähe zum Nationalpark und der im Nationalparkplan und im Natura 2000-Ma-
nagementplan (https://natura2000.thueringen.de/download-bereich/ffh-gebiete-map/ffh-ge-
biet-nr-36-hainich/) des FFH-Gebietes 36 erwähnten Zielstellungen zur Entwicklung jener 
Randbereiche ist in Abstimmung mit den Naturschutzbehörden zu prüfen, ob es hier ggf. einen 
Konflikt gibt. Auf die Tatsache, dass die Natura 2000-Managementpläne nach dem einschlä-
gigen Erlass des TMUENF (ThürStAnz 04/21, S. 263, zuletzt geändert durch die Erste Verwal-
tungsvorschrift zur Änderung der Verwaltungsvorschrift über die Hinweise zur Umsetzung des 

https://natura2000.thueringen.de/download-bereich/ffh-gebiete-map/ffh-gebiet-nr-36-hainich/
https://natura2000.thueringen.de/download-bereich/ffh-gebiete-map/ffh-gebiet-nr-36-hainich/


 

Europäischen Schutzgebietsnetzes „Natura 2000“ in Thüringen vom 20.11.2025 (Az.: 1070-45-
8601 /28-1-49948/2025); ThürStAnz 50/25, S. 1479) behördenverbindlich sind, wird hingewie-
sen. 
 
Allgemein ist zu hervorzuheben, dass das Gebiet extensiv bewirtschaftet wird und aufgrund 
der Bodenverhältnisse (oberflächennah anstehender Kalkstein mit flachgründigen, steinigen 
Kalkböden, welcher zu steinreichen Äckern mit führt) ein hohes Biotoppotenzial eine hohe Ar-
tenvielfalt hat. Dazu gehören u.a. eine saisonal reiche Entomo- und Avifauna wegen Nähe zum 
Steinberg und mesophiler Grünlandflächen mit für Insekten attraktiven Blütenpflanzen wie 
Ackerwitwenblume und Taubenskabiose. Daher würde bereits durch die mit dem Bau von 
Windkraftanlagen verbundenen Eingriffe (Fundamente und Mastfüße) eine erhebliche Beein-
trächtigung der aktuellen Lebensraumsituation durch den Verlust wertvoller Habitatflächen zu 
erwarten sein, auch unabhängig von Auswirkungen der Anlagen im Rotorbereich. Zudem ist 
die Fläche selbst funktional ein Element des Biotopverbundes zwischen den Nationalparkflä-
chen Steinberg und Kindel. 
 
Jenseits der artenschutzbezogenen Aspekte, die hier nur kurz angerissen wurden (für weiter-
gehende Informationen verweisen wir auf die Daten der Staatlichen Vogelschutzwarte und die 
zu erwartende Stellungnahme der Nationalparkverwaltung), erscheint vielen Akteuren aus der 
Welterberegion Wartburg-Hainich die geplante Ausweisung übrigens auch mit Blick auf die 
touristische Wertschöpfung nicht nachvollziehbar. So lehnt u.a. die regionale Planungsgemein-
schaft Nordthüringen die Ausweisung dieses (und nur dieses einen) Vorranggebietes ab. 
 
Auch im Hinblick auf die Bemühungen der regionalen Planungsgemeinschaft Südwestthürin-
gen, mit Festlegungen im Regionalplan (Kap. 2.2) Standorte des Kulturerbes zu schützen, er-
scheint es unverhältnismäßig und für den BUND nicht nachvollziehbar, wenn durch die Planung 
des Windvorranggebietes W-02 ein wesentlicher Bestandteil der Weltkulturerberegion Wart-
burg-Hainich und der touristische Hotspot des Baumkronenpfades, für den von den Besuchern 
eine besondere Naturnähe erwartet wird, in diesem Maße beeinträchtigt werden sollen: 
 
Nachstehende Foto-Simulation zeigt in diesem Zusammenhang eine Fotomontage der zu er-
wartende Veränderung des Landschaftsbildes - auch für die ca. 200.000 Besucher, die jährlich 
den Baumkronenpfad im Nationalpark Hainich besuchen (Blick von der obersten Plattform des 
Baumkronenpfadturms Richtung Craula mit Nationalparkfläche im Vordergrund). In nördlicher 
Richtung schauen die Besucher von diesem Standort aus über die einzigartige Welterbefläche, 
das größte zusammenhängende Laubwaldgebiet Deutschlands und unmittelbar anschließend 
in südwestlicher Richtung auf nahe Industrieanlagen (Windpark): 
 



 

 
Abbildung: Simulierter Blick vom Turm des Baumkronenpfades Richtung Craula / Reichenbach. Im Vordergrund Nationalpark Hainich. Die offenen 
und halboffenen Flächen des „Steinbergs“ vor den animierten Windkraftanlagen werden überwiegend vom Wald verdeckt. KI-Fotomontage mit 
möglichen Windkraftanlagen innerhalb des geplanten Vorranggebietes für Windenergie W-02 (Foto: Thomas Mölich/BUND, Bilderzeugung: Chat-
GPT). 

 
Forderung: 
Verzicht auf die Ausweisung des Vorranggebietes W-02 Craulaer Berg wegen der Lage im Nah-
bereich des Nationalparks Hainich sowie wegen eigenständiger naturschutzfachlicher Betrof-
fenheiten auf der Fläche und in Ihrem Umfeld. Der BUND Thüringen sieht mit einer eventuellen 
Ausweisung dieses Gebietes im Hinblick auf die Betroffenheit der - teils europarechtlich gesi-
cherten - Naturschutzbelange die Grenzen einer zulässigen Abwägung als überschritten an. 

 
Vorranggebiet W-16 – Hetzberg 

 
Durch die Ausweisung dieses Vorranggebietes entsteht ein Widerspruch an anderer Stelle (G 
4.3) des 2. Entwurfs zum Regionalplan Südwestthüringen festgelegten konkreten Grundsätzen 
der Raumordnung, denn dieses Gebiet befindet sich im unzerschnittenen störungsarmen 
Raum (UZSR) G 4.3 „Dolmar-Bundsandsteinland südlich von Schmalkalden, das von der Pla-
nungsregion Südwestthüringen in Abstimmung mit dem TLUBN bestimmt wurde (siehe 2. Ent-
wurf Regionalplan Südwestthüringen, Punkt 4.1. S.87 und Anlage 2, S.170, sowie Karte 4-1). 
 
Vorranggebiete Freiraumsicherung sind für die Erhaltung der Naturgüter Boden, Wald, Wasser, 
Klima, Flora, Fauna und des Landschaftsbildes vorgesehen. Damit nicht vereinbare raumbe-
deutsame Funktionen und Nutzungen sind in diesen Gebieten ausgeschlossen. Zitat aus dem 
Regionalplan Südwestthüringen Pkt. 4.1, S. 87: 
„Die Sicherung großräumiger, gering durch Umweltbelastungen beeinträchtigter Areale vor allem 
für die Regeneration (Ruhebereich und Rückzugsareal) von Mensch und Natur sind von entschei-
dender Bedeutung. Die Unzerschnittenheit in Verbindung mit einer relativen Störungsarmut ist 
das herausragende Einzelmerkmal dieser Räume und gleichzeitig ein wichtiges Entwicklungspo-
tenzial, welches im Sinne des Offenhaltens von Gestaltungsmöglichkeiten (§ 2, Abs.2 Nr. 2 ROG) 



 

und zur Vermeidung von weiterer Freiraumzerschneidung für nachfolgende Generationen zu be-
wahren ist. Der Verlust von unzerschnittenen, störungsarmen Räumen ist i.d.R. zumindest auf 
lange Zeiträume gesehen nicht reversibel.“ 
 
Das Vorranggebiet nimmt im nördlichen Bereich mit 5 km² große Flächen des insgesamt mehr 
als 82 km² großen UZSR ein. Der Charakter des UZSR würde durch die Windenergienutzung 
auch in Zusammenhang mit der Planung des W 17 massiv gestört. Da ansonsten kaum konfli-
gierende Belange in diesem Bereich existieren, wertet der Plangeber im Hinblick auf das über-
ragende öffentliche Interesse der Windenergienutzung gemäß § 2 Erneuerbare-Energie-Gesetz 
die Festlegung für ein Vorranggebiet als vertretbar. Dieser Einschätzung können wir uns auf-
grund der oben aufgeführten Argumente nicht anschließen. 

 
Forderungen: 
In der näheren Umgebung des Vorranggebiets W-16 sind Wochenstubenvorkommen des Klei-
nen Abendseglers bekannt (Metzels, Ringelsberg), welche bei dieser Planung nicht berücksich-
tigt wurden. Auf die allgemeinen Ausführungen zum Fledermausschutz und sich daraus erge-
bende Forderungen am Beginn dieses Kapitels unserer Stellungnahme wird verwiesen. Die 
Ausweisung des vollständig bewaldeten Vorranggebietes W-16 sollte aus den geschilderten 
Gründen überprüft werden, die Artenschutzrechtlichen Konflikte sind entsprechen der dazu 
vorstehend allgemein formulierten Forderungen zu lösen. 

 
Vorranggebiet W-17 – Tellerberg 

 
Naturschutzfachliche Betroffenheiten: 
Dieses Vorranggebiet betrifft den gleichen unzerschnittenen Landschaftsraum wie das Vor-
ranggebiet W-16. Das Vorranggebiet W-17 befindet sich darüber hinaus innerhalb des Vorbe-
haltsgebiet Tourismus und Erholung G 4-34, Z 4-6 LEP mit der überörtlich bedeutsamen Ge-
meindefunktion Steinbach-Hallenberg. Die Stadt mit ihren eingemeindeten Orten nimmt eine 
hervorgehobene Stellung bei der Entwicklung von Tourismus und Erholung in Südwestthürin-
gen ein. Tourismus und Erholung sollen in den Teilräumen gestärkt werden, die über die natur-
räumlichen und raumstrukturellen Voraussetzungen verfügen, um den Tourismus als Wirt-
schaftsfaktor nachhaltig zu entwickeln. 

 
Forderung: 
Der BUND Thüringen fordert aus den genannten Gründen und unter Berücksichtigung der Tat-
sache, dass die Planung komplett im Wald liegt, die Ausweisung des Vorranggebiet W-17 mit 
dem Ziel einer Bereinigung der Widersprüche mit anderen freiraumschützenden Festlegungen 
des Plans zu überprüfen. 

 
Vorranggebiet W-18 – Wacholderberg 

 
Naturschutzfachliche Betroffenheiten: 
Dieses in einem Nadelwaldkomplex liegende Vorranggebiet kollidiert mit artenschutzrechtli-
chen Vorgaben. Etwa 3 km nordwestlich befindet sich am Kaiserweg eine langjährig unter-
suchte Population des Kleinen Abendseglers. Die Wochenstubenquartiergruppe umfasst mehr 



 

als 50 Exemplare (Arbeitshilfe Fledermäuse und Windkraft, Abb.14, S. 89) und unterliegt damit 
der Abstandsregelung der eben zitierten Arbeitshilfe (Tab.5, S. 39) von 5 km. Der Schutz dieses 
Vorkommens hat für diese Art überregionale Bedeutung. 
 
Forderungen: 
Auf die allgemeinen Ausführungen zum Fledermausschutz und sich daraus ergebende Forde-
rungen am Beginn dieses Kapitels unserer Stellungnahme wird verwiesen.  

 
Vorranggebiet W-19 – Hessenkoppe 

 
Naturschutzfachliche Betroffenheiten: 
Dieses östlich von Meiningen gelegene Gebiet bietet Möglichkeiten zur Errichtung von WKA. 
Allerdings wäre aus naturschutzfachlicher Sicht zu überprüfen, ob nicht auf die Inanspruch-
nahme von Wald und Waldrandbereichen verzichtet werden könnte und stattdessen durch Aus-
weisung in den Prüfflächen 203, 204 und 205 das Vorranggebiet auf durch die Nähe zur A 71 
vorbelastete Flächen verlagert werden könnte. Die Prüfblätter geben insoweit keinen Hinwei-
sen, warum auf diese auf den ersten Blick naturverträglichere Lösung verzichtet wurde - diese 
Alternativenprüfung sollte durchgeführt und offengelegt werden. Dagegen führt der Prüfbogen 
zu W-19 in der Einzelfallprüfung eine lange Liste von Belangen auf, die „mühsam“ durch Abwä-
gung überwunden bzw. in die nachfolgende Genehmigungsplanung verlagert werden. 
 
Forderung: 
Transparente Alternativenprüfung hinsichtlich der Prüfflächen 203, 204 und 205 mit dem Ziel 
der Verlagerung eines Teils der Vorrrangfläche in die von der A71 vorbelasteten Bereiche. 

 
Vorranggebiet W-21 – Schneeberg 

 
Naturschutzfachliche Betroffenheiten: 
Der sogenannte Kleine Thüringer Wald ist ein noch wenig zerschnittener Naturraum mit einem 
hohen landschaftlichen Eigenwert, er liegt im Naturpark Thüringer Wald/Vorbehaltsgebiet für 
Erholung und in der Nähe zum (Teil-)Oberzentrum Suhl. Für die zukünftige touristische Ent-
wicklung ist die Erhaltung dieses Potenzials Grundvoraussetzung. Die Ausweisung des Be-
reichs als Landschaftsschutzgebiet ist seitens der ONB vorgesehen. Die Nutzung dieses Land-
schaftsraumes als Windenergiestandort ist mit dieser Zielstellung nicht vereinbar. Das Vor-
ranggebiet liegt vollständig im Wald, der Flächenanteil an Laub- und Mischforst innerhalb der 
Vorrangfestlegung beträgt lt. Prüfbogen allerdings nur etwa 20 %, ein Sechstel der Fläche ist 
von Kalamitätsschäden betroffen. 
 
Forderung: 
Der BUND bittet im Rahmen der in der Region zu erbringenden Vorranggebietsfläche um eine 
Überprüfung und ggf. Streichung oder Verkleinerung der Vorranggebietsfläche unter stärkerer 
Berücksichtigung der vorstehend angeführten Belange. 

 

 



 

Vorranggebiet W-23 – Mittelberg 

 
Die Hochebene zwischen Werra – und Jüchsetal wird zu einem großen Anteil ackerbaulich 
genutzt und eignet sich prinzipiell für Windenergienutzung. Etwa ein Drittel des Vorranggebie-
tes ragt westlich in ein geschlossenes Waldgebiet hinein. Ein Großteil dieser betroffenen Wald-
flächen sind mit naturnahen Laubwäldern bestockt, bzw. entwickeln sich unter noch vorhande-
nen Nadelbäumen in diese Richtung. Weiterhin werden in überproportional großem Umfang 
Waldränder in das Gebiet einbezogen und im Prüfbogen eine Beeinträchtigung zwei geplanter 
Naturschutzgebiete, also nach den gesetzlichen Voraussetzungen „zwangsläufig“ natur-
schutzfachlich wertvoller Flächen, eingeräumt. 
 
Forderungen: 
Wir fordern, die Inanspruchnahme von Wald und Waldrändern zu vermindern und das Vorrang-
gebiet unter Konzentration auf Offenlandflächen zu verkleinern. 

 
Vorranggebiet W-25 – Wölfershausener Wald  

 
Naturschutzfachliche Betroffenheiten: 
Bei dieser Planung handelt es sich um ein reines Waldgebiet, der Flächenanteil an Laub- und 
Mischforst innerhalb der Vorrangfestlegung beträgt jedoch lediglich etwa 18 %. Allerdings kol-
lidiert W-25 mit Belangen des Artenschutzrechts: Im Juni 2026 wurde auf dem Spielberg in der 
Gemarkung Untermaßfeld eine Wochenstubenkolonie des Kleinen Abendseglers mit 20 
Exemplaren bestätigt.  
 
Forderung: 
Überprüfung, ggf. Streichung oder Verkleinerung des Vorranggebiets W-15 hinsichtlich der Ar-
tenschutzbelange entsprechend den „vor die Klammer gezogenen“ Ausführungen zu Beginn 
dieses Kapitels unserer Stellungnahme.  

 
Vorranggebiet W-39 – Ummerstädter Wald 
 
Naturschutzfachliche Betroffenheiten: 
Das Vorranggebiet befindet sich in der Nähe des Grünen Bandes und zweier Natura 2000-Ge-
biete, wobei ausweislich des Prüfbogens ausreichende Mindestabstände eingehalten werden 
- was für das Grüne Band und die FFH-Gebiete isoliert gesehen grundsätzlich bejaht werden 
kann, in einer Gesamtschau der Betroffenheiten und hinsichtlich des Abstandes zum Vogel-
schutzgebiet Nr. 23 „Rodachaue mit Bischofsau und Althellinger Grund“ jedoch hinterfrag wer-
den muss. Zu letzterem führt der Prüfbogen aus: 
„Die Erforderlichkeit einer Verträglichkeitsprüfung bezüglich des Vogelschutzgebietes Nr. 23 
„Rodachaue mit Bischofsau und Althellinger Grund“ wurde geprüft (vgl. Umweltbericht). Der Ab-
stand zu dem Vogelschutzgebiet Nr. 23 „Rodachaue mit Bischofsau und Althellinger Grund“ be-
trägt in der Regel mehr als 100 m. Für das Vogelschutzgebiet ist eine vollständige Erfassung 
aktueller Brutvorkommen erfolgt (nicht älter als fünf Jahre). Nach derzeitiger Datenlage befindet 
sich die Vorrangfestlegung außerhalb des zentralen Prüfbereiches der Brutvorkommen wind-
energiesensibler Vogelarten, die innerhalb des Vogelschutzgebietes liegen. Auf der Ebene der 



 

Regionalplanung sind mit der Festlegung eines Vorranggebietes Windenergie nach derzeitigem 
Sachstand keine erheblichen Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten erkennbar.“ 
 

Der hier als Beleg für die Natura 2000-Verträglichkeit angeführte Verweis auf die artenschutz-
rechtlichen Regelungen des § 45b BNatSchG wird den Anforderungen, die Erhaltungsziele ei-
nes Vogelschutzgebietes zu sichern, nicht gerecht. Dies ist weder der Zweck der Vorschrift, 
noch ist die Begrenzung der Artenliste in § 45b BNatSchG geeignet, abweichende Erhaltungs-
ziele eines Vogelschutzgebietes einzuschränken. Angesichts der Nähe des Vorranggebietes 
zum Vogelschutzgebiet - offenbar zumindest vereinzelt unter 100 m - und der - nachvollziehbar 
gewählten - „Rotor-Out-Regelung“ für die WEA innerhalb des Vorranggebiets sind dabei nicht 
nur betriebsbedingte Beeinträchtigungen der Individuen im Vogelschutzgebiet, insbesondere 
die Schlaggefahr z.B. bei der Nahrungssuche in der Nachbarschaft des Vogelschutzgebiets, 
sondern auch bauzeitliche Auswirkungen zu befürchten. Ein Mindestabstand von 100 m ist 
dabei angesichts der Rotorblattlängen moderner WEA („Der Mittelwert des Rotordurchmes-
sers der 2025 genehmigten Anlagen überragt die 160-Meter-Marke“, siehe  
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/the-
men/06-zahlen-und-fakten/20260115_Status_des_Windenergieaus-
baus_an_Land_Jahr_2025.pdf, Seite 8) zu gering. 
 
Zudem enthält die im Umweltbericht (S.39) wiedergegebene Liste von Erhaltungszielen des 
Vogelschutzgebietes mit den Brutvögeln Kornweihe, Rohrweihe Rotmilan, Schwarzmilan, 
Wachtelkönig, Weißstorch, Wespenbussard und den Zugvogelarten: Baumfalke, Bekassine und 
Kiebitz als wesentliche Erhaltungsziele eine ganze Reihe von windkraftsensitiven Arten. 
Schließlich ist die Erwartung des BUND an die Regionalplanung, über „harte“ Vorgaben für Ge-
nehmigungsverfahren hinaus auch vorsorgende Elemente in der Abwägung zu berücksichti-
gen, wie das bei vielen anderen Abstandskriterien des vorliegenden Regionalplanentwurfs der 
Fall ist: Ohne diese vorsorgenden Elemente ginge der Mehrwert einer regionalplanerischen 
Steuerung gegenüber einer allein auf das BImSchG und § 35 BauGB gestützten Genehmigung 
verloren. Dies verkennt die regionale Planungsgemeinschaft - in diesem Einzelfall! - in ihrer 
Abwägung aber ganz offensichtlich. 
 
Forderung: 
Pauschale Rücknahme der Grenze des Vorranggebietes W 39 auf einen Mindestabstand von 
400 m (300 m plus Rotorblattlänge) gegenüber dem Vogelschutzgebiet Nr. 23, hilfsweise Of-
fenlegung und Erörterung der Unterlagen zur Verträglichkeitsprüfung mit dem konkreten Nach-
weis der Unbedenklichkeit im Einzelnen. Eine solche Rücknahme würde auch die Zerschnei-
dungswirkung des Vorranggebietes innerhalb des ruhigen Waldgebietes an der Landesgrenze 
zu Bayern und - wenn auch in gebührendem Abstand - auf mehr als 2 km entlang des Nationa-
len Naturmonuments „Grünes Band“ etwas mildern. 

 
Vorranggebiet W-40 – Höhberg 
 
Naturschutzfachliche Betroffenheiten: 
Dem BUND liegt eine an die Regionale Planungsgemeinschaft Südwestthüringen gerichtete 
Stellungnahme der Gemeinde Schweickershausen vor, die teils ausgehend von den Aussagen 

https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/06-zahlen-und-fakten/20260115_Status_des_Windenergieausbaus_an_Land_Jahr_2025.pdf
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/06-zahlen-und-fakten/20260115_Status_des_Windenergieausbaus_an_Land_Jahr_2025.pdf
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/06-zahlen-und-fakten/20260115_Status_des_Windenergieausbaus_an_Land_Jahr_2025.pdf


 

des Prüfbogens (u.a.: 49% Laub- und Mischwaldanteil), teils aufgrund eigener Angaben (z.B. 
Vorkommen der Wildkatze, Brut eines Seeadlers?) Belange auflisten, die zwar für sich gesehen 
die Ausweisung des Vorranggebietes W-40 nach Ihren Kriterien und der Rechtslage nicht aus-
schließen, in der Summe aber doch in Frage stellen, ob innerhalb des regionalplanerischen Er-
messensrahmens die Ausweisung dieses Gebietes in der vorgesehenen Größe sinnvoll und 
notwendig ist. 
 
Forderung: 
Der BUND Thüringen schließt sich der Forderung der Gemeinde Schweickershausen zu einer 
- ergebnisoffenen - Überprüfung der Ausweisung des Vorranggebietes W-40 an und verweist 
hinsichtlich der Begründung auf die Stellungnahme der Gemeinde. 
 
Zu G 3-13 - Aus- und teilweiser Neubau der B 87 zwischen Meiningen und Fulda 
 
Der BUND lehnt eine über notwendige und raum- und verträglich realisierbare Ortsumgehung 
hinaus gehende Neutrassierungen (vgl. Begründung zu G 3-16) der B 87 zur Schaffung einer 
„schnellen und leistungsfähigen“ Verkehrsverbindung zwischen Meiningen und Fulda unverän-
dert ab. In der Gesamtschau aller bisher raumgeordneten Trassen ergibt sich eine überwie-
gende Neutrassierung, großenteils mehrspurig, mit verheerenden Auswirkungen auf den Na-
turraum und das Landschaftsbild. Für die Ortsumgehung von Oberkatz konnte im Zuge des 
Raumordnungsverfahrens keine genehmigungsfähige Trasse gefunden werden. Wie in der Be-
gründung des Grundsatzes richtig angemerkt wird, wurde die Planung auf hessischer Seite 
längst ad Acta gelegt wurde, das Gesamtvorhaben hat daher keine Realisierungschance mehr 
und widerspricht in der Gesamtbetrachtung dem - auch in fiskalischer Hinsicht wichtiger wer-
denden - Grundsatz „Erhalt und Ausbau vor Neubau“. 
 
Forderung: 
Grundsatz G 3-13 ist deshalb zu streichen und die ggf. tatsächlich notwendigen Ortsumgehun-
gen sind im Zuge der bestehenden Landesstraße neu einzuordnen. 

 
Zu G 3-19 - Anstrich Werraquerung im Bereich Obermaßfeld-Grimmenthal im Zuge 
der L 1131 
 
Forderung: 
Der BUND lehnt den Neubau einer Werraquerung im Bereich Obermaßfeld-Grimmenthal im 
Zuge der L 1131 in der von der Straßenbauverwaltung des Freistaates Thüringen verfolgten 
Form und den dafür in der Raumnutzungskarte des Regionalplan-Entwurfes vorgesehenen 
Freihaltekorridor wegen der damit verbundenen Flächeninanspruchnahme und des Eingriffs in 
Natur und Landschaft ab. Beides sollte nicht in den Regionalplan aufgenommen und stattdes-
sen eine Ausbaulösung verfolgt werden. 
 
Zur Begründung wird nachfolgend die Stellungnahme des BUND KV Meiningen vom 
05.02.2021 an das TLVwA zum Feststellungsentwurf Ersatzneubau für Behelfsbrücke Ortslage 
Obermaßfeld vom 05.02.2021 zitiert: 

 



 

„Das Bauvorhaben stellt durch Neuversiegelung, Zerschneidungswirkungen, Störung des Land-
schaftsbildes und Minderung der Lebensraumqualität geschützter Tier- und Pflanzenarten einen 
erheblichen Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 Abs.1 BNatSchG dar. 
Erhebliche Eingriffe von Natur und Landschaft sind vom Verursacher vorrangig zu vermeiden (§ 
13 BNatSchG). Das heißt, es gilt im Vorfeld einer Straßenbaumaßnahme zu prüfen, ob durch 
Verbesserungen des Status quo im Wesentlichen die gleichen verkehrswirksamen Effekte zu er-
zielen sind. 
Da die Verkehrsbelastung der betroffenen Landesstraßen L 1131 und L 3089 mit maximal 2400 
Kfz/24h bei einem Anteil Schwerlastverkehr von 225 Kfz/24h vergleichsweise gering ist, stellt 
sich für uns grundsätzlich die Frage der Notwendigkeit der Maßnahme. Der betroffene Natur-
raum ist bereits jetzt durch massive Baumaßnahmen einschließlich der BAB A71 stark belastet. 
Insofern müssen besonders zwingende Gründe des Allgemeinwohls vorliegen, ein weiteres 
Querbauwerk in die Auenlandschaft von Hasel und Werra zu platzieren. 
Im Erläuterungsbericht wird angeführt, dass prinzipiell der Ausbau der bestehenden Strecke als 
eine Alternative zum Neubau zu betrachten ist. Im Rahmen der 0-Variantenprüfung sei dies aber 
ausgeschlossen, da nach Abriss der Behelfsbrücke eine Ertüchtigung der 500 Jahre alten histo-
rischen Werrabrücke für die Zwecke der Verkehrsabwicklung nicht möglich sei. Dem müssen wir 
entschieden widersprechen! 
Die historische Brücke könnte sehr wohl nach Erstellung eines entsprechenden Baukonzepts so 
hergerichtet werden, dass sie in Zukunft wieder nutzbar ist. Bestes Beispiel dafür liefert die his-
torische Werrabrücke am Ortseingang von Untermaßfeld.  
Laut Aussage des Obermaßfelder Bürgermeisters gäbe es Bauvarianten, die selbst die Erhaltung 
des historischen Brückenhauses mit- einschließen. 
Darüber hinaus ist festzustellen, dass auch bei Verwirklichung des hier vorliegenden Projekts 
kein Weg an einer angemessenen Sanierung der Bogenbrücke vorbeigeht. 
Natürlich stellt durch den Ort führender Schwerlastverkehr immer eine Belastungsquelle dar, 
diese kann aber durch eine partielle Geschwindigkeitsbegrenzung abgemildert werden. Weiter-
hin darf auch nicht vergessen werden, dass die Hauptfunktion einer Ortsumgehung von Ober-
maßfeld und Einhausen bereits jetzt durch die in unmittelbarer Nähe vorbeiführende Autobahn 
A 71 wahrgenommen wird. 
 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt: 
Der von der Planung betroffene Naturraum hat als Auenlebensraum im Umfeld des Zusammen-
treffens von Hasel und Werra regional hohe Bedeutung für Schutz und Erhaltung zum Teil streng 
geschützter Arten. Dabei geht es insbesondere um die Wiederausbreitung von Biber, Fischotter 
und Weißstorch. Das geplante Bauwerk würde gerade die Migrations- und Nahrungsbeziehungen 
dieser Arten im beurteilten Untersuchungsraum empfindlich stören und dies gerade im Hinblick 
auf die im Werratal im kleiner werdenden unverbauten Freiräume. Zum Teil sind die vorliegenden 
tierökologischen Untersuchungen auch nicht aktuell. Beispielsweise wird der in Thüringen vom 
Aussterben bedrohte Weißstorch nur als gelegentlicher Nahrungsgast geführt. Mittlerweile ist 
er aber Brutvogel im direkten Umfeld des Vorhabens. Er hat auf dem nicht mehr genutzten 
Schornstein im Gewerbegebiet einen Horst errichtet und brütet seit 3 Jahren erfolgreich. Dies ist 
auch auf intakte Nahrungsbiotope im Umfeld zurückzuführen. Die westlich des Brutplatzes ge-
plante Straßenführung zerschneidet nicht nur wichtige Nahrungsflächen, sondern führt nach In-
betriebnahme auch zu einem erhöhten Kollisionsrisiko besonders für die flüggen Jungstörche. 
 



 

An der FFH-Verträglichkeitsprüfung ist zu bemängeln, dass das Datenmaterial zur Bewertung 
der Auswirkungen auf Arten des Anhangs II der FFH-Richtlinie zum Teil deutlich älter als 5 Jahre 
ist. Besonders die Flugwege der Fledermausarten Myotis myotis, Barbastella barbastellus und 
Myotis bechsteini werden durch die Flussquerung stark gestört. Um diesen Sachverhalt aktuell 
und in hoher Qualität bewerten zu können, ist unseres Erachtens ein spezielles Gutachten zu 
erstellen. 
 
Abschließend soll auch nicht unerwähnt bleiben, dass eine mögliche Sanierung der historischen 
Brücke wesentlich kostengünstiger ausfallen wird als das hier beschriebene Neubauprojekt.“ 
 

Zu G 3-19 - Anstrich Ortsumfahrung Rohr im Zuge der L1140/L 1131 
 

Forderung: 
Der BUND lehnt den Neubau der Ortsumfahrung Rohr im Zuge der L1140/L 1131 und den dafür 
in der Raumnutzungskarte des Regionalplan-Entwurfes vorgesehenen Freihaltekorridor wegen 
der damit verbundenen Flächeninanspruchnahme und des Eingriffs in Natur und Landschaft, 
insbesondere in die Werraaue und das dort dargestellt Überschwemmungsgebiet, ab. Planung 
und Freihaltekorridor sollten nicht in den Regionalplan aufgenommen und stattdessen eine 
Ausbaulösung verfolgt werden. 

 
Zu 4. Freiraumstruktur 
 
Biotopverbund als inhaltliches Defizit in Kapitel 4:  
Über den zu begrüßenden Grundsatz G 4-4 hinaus fehlen wesentliche Aussagen und Festle-
gungen zum Biotopverbund. Die Festlegungen zu den „multifunktionalen“ Vorrang- und Vorbe-
haltsgebieten sind insoweit viel zu allgemein und decken nur den Aspekt der Flächen(pfege) 
und -sicherung, nicht aber die Entwicklung von Korridoren oder notwendige Entschneidungs-
maßnahmen ab. Der - wenn auch erst als Entwurf vorliegende - „Sachliche Teilplan Biotopver-
bund zum Landschaftsrahmenplan für die Region Südwestthüringen“ der Oberen Naturschutz-
behörde nach § 8 Abs. 2 ThürNatG findet im Regionalplan keine erkennbare Berücksichtigung. 
Auf die Bewertung dieser Situation im allgemeinen Teil (A.) dieser Stellungnahme wird verwie-
sen. 

 
Zu G 4-5 - Entwicklung bzw. Etablierung gemeindeübergreifender Kompensations-
pools 
 
Die Ausführungen zur Entwicklung bzw. Etablierung gemeindeübergreifender Kompensations-
pools lassen die besondere Rolle der Landkreise und kreisfreien Städte als Untere Naturschutz-
behörden außer Acht. 
 
Insbesondere durch die Verpflichtung zur Landschaftsplanung nach § 4 ThürNatG haben diese 
entsprechend den inhaltlichen Vorgaben des § 9 BNatSchG u.a.  

• die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege lokal zu konkretisieren (§ 9 Abs. 
3 Nr. 2 BNatSchG) und  



 

• die Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkretisierten Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege planerisch zu ermitteln, abzustimmen und 
darzustellen, (§ 9 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG) und zwar insbesondere ...  

• c) auf Flächen, die wegen ihres Zustands, ihrer Lage oder ihrer natürlichen 
Entwicklungsmöglichkeit für künftige Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere zur Kompensation von Eingriffen in Natur und 
Landschaft sowie zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel besonders 
geeignet sind, und 

• d) zum Aufbau und Schutz eines Biotopverbunds, der Biotopvernetzung und des Netzes 
„Natura 2000“. 

 
Auch wenn die Gemeinden bei Kompensationsmaßnahmen aufgrund von Bauleitplänen, die 
für die Umsetzung der in kommunalen Satzungen festgelegten bzw. durch diese verursachten 
Kompensationsmaßnahmen verantwortlich sind, sollten diese naturschutzrechtlich 
definierten Aufgaben der Unteren Naturschutzbehörden und die diesbezügliche Rolle der 
Landschaftsplanung in einem solchen Grundsatz angemessen berücksichtigt werden. 

 
Zu G 4-9 
 
Forderung - Ergänzung (fett kursiv) des Grundsatzes: 
 
„Die nachhaltige Bewirtschaftung und Pflege der Schwerpunkt- und Ergänzungsräume des 
ökologischen Freiraumverbundsystems soll ihre ökologische Leistungs- und Funktionsfähig-
keit, die Kohärenz der Natura-2000-Gebiete und den großräumigen Biotopverbund verbessern.“ 
 
Begründung: Insbesondere bei besonders sensiblen Teilen des ökologischen Freiraumver-
bundsystems wird eine Sicherung und Erhaltung nicht immer durch eine Bewirtschaftung mög-
lich sein, sondern spezieller Pflegemaßnahmen bedürfen, da verschiedene traditionelle, natur-
nahe Bewirtschaftungsformen heute nicht mehr ausgeübt werden. 

 
Zu Nr. 4.5.1, Z 4-5, und Nr. 4.5.2, G 4-22 - Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Rohstoff-
gewinnung sowie den entsprechenden Darstellungen in der Raumnutzungskarte 
 
Allgemeiner Hinweis zur Raumnutzungskarte: 
In der Raumnutzungskarte (Blatt West) wurde der ehemalige Steinbruch an der Werra zwi-
schen Ebenau und Buchenau (nachrichtlich) als Siedlungsbereich (Bestand) dargestellt und 
aus dem angrenzenden Vorranggebiet für Freiraumsicherung ausgegliedert. Da es sich bei der 
Fläche jedoch mittlerweile nicht mehr um ein Industriegebiet, sondern um großflächige Rena-
turierungs- und Artenschutzmaßnahmen handelt, sollte dieser Bereich in das Vorranggebiet 
für Freiraumsicherung integriert werden.  
 
Vorranggebiete KIS-1, KIS-2, KIS-3 sowie Vorbehaltsgebiete kis-1 und kis-2: 
Die Ausweisung als Vorrang bzw. Vorbehaltsgebiet wird kritisch zu betrachtet, weil die Flächen 
mindestens teilweise in der Aue der Werra befinden und somit potenziell im Überflutungsbe-



 

reich, bzw. wie im Plan ersichtlich teils auch - aufgrund der Vorrangzuweisung „willkürlich“ aus-
gegrenzt - auch im Vorranggebiet für Hochwasserrisiko. Für einen zielgerichteten Abbau von 
Rohstoffen werden in solchen Bereichen oftmals grundwassersenkende Maßnahmen durch-
geführt, was in Zeiten von Grundwassermangel und Klimawandel unbedingt zu hinterfragen 
und im weiteren Sinne zu unterlassen ist. Auf den Konflikt der Darstellungen mit dem Grund-
satz G 4-4 (besondere ökologische Verbundfunktion der Fließgewässer und ihrer Auen) des 
Regionalplan-Entwurfes wird hingewiesen. 
 
Hinweis: Die Bereiche entlang der Werra werden derzeit abschnittsweise in die Entwicklung 
des Projektes Blaues Band – Grünes Band (Träger: Stiftung Naturschutz Thüringen, siehe 
https://www.stiftung-naturschutz-thueringen.de/handeln/stiftungsprojekte/projekt/blaues-
band-trifft-gruenes-band) einbezogen, so wurden in anderen Bereichen bereits großflächige 
Auen-Renaturierungsmaßnahmen durchgeführt. Im Hinblick auf diese Zielsetzungen muss un-
bedingt eine Abstimmung mit dem Projektteam erfolgen, da es sich vermutlich um Zielkon-
flikte handelt.  
 
Wir bitten um Berücksichtigung der vorgetragenen Punkte und Anmerkungen. 

 
Mit freundlichen Grüßen, 
 

 
 
Sebastian König 
Landesgeschäftsführer 
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